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Sibel Arslan (GB): Ich möchte mich beim Regierungsrat für die ausführliche und gute Antwort bedanken. Man kann dem 
Bericht sehr viel entnehmen, was in den letzten Jahren gemacht wurde. Es wurde über eine Umfrage bei den 
Spielgruppen berichtet und darüber, dass es Zufriedenheit gibt. Trotzdem gibt es ein paar Bereiche, die noch nicht ganz 
gelöst wurden, die zu lösen aber relativ wichtig wäre. Damit das Thema Spielgruppen politisch aktuell bleibt, möchte ich 
mich meiner Vorrednerin grundsätzlich anschliessen und insbesondere zwei Punkte hervorheben und dafür plädieren, 
den Anzug stehen zu lassen. 
Mit diesen Qualitätsstandards, die im Rahmen von Leistungsaufträgen mit dem ED und dem Dachverband für die 
Spielgruppen definiert wurden, wurden Kriterien aufgestellt, die erfüllt sein müssen, damit der Kanton sich auch finanziell 
beteiligen kann. Das führt dazu, dass nur eine gewisse Anzahl von Kindern in diesen Spielgruppen sein können. Für 
diese “Kleinfirmen” ist es schwierig, sowohl diese Kriterien zu erfüllen als auch überleben zu können. Meine Vorrednerin 
hat es erwähnt. Diese Spielgruppenleiterinnen verdienen Fr. 20 bis Fr. 30, aber wenn man ihre ganzen Aktivitäten 
berechnet, von der Administration bis zur Betreuung der Familien im Rahmen dieser Frühförderung, dann kommen sie 
auf einen Stundenansatz von rund Fr. 12 bis Fr. 18. Es ist nicht fair, diese jungen Frauen, die sich sehr für diese Arbeit 
engagieren, auszubeuten. Deshalb wäre es wichtig, dass sich der Kanton finanziell viel mehr beteiligen könnte. Das wäre 
auch Anreiz, dass sich mehrere Spielgruppen zur Verfügung stellen würden, damit auch in diesen Spielgruppen 
Frühförderung möglich wäre. Schliesslich ist es auch wichtig, dass die Spielgruppen eine entsprechende Infrastruktur 
haben, einen guten Ort, wo sie die Kinder betreuen können. Die Mieten sind aber sehr hoch, und die Spielgruppen sind 
darauf angewiesen, dass sich der Kanton bei den Mieten auch beteiligt. Deshalb wären wir froh, wenn Sie diesen Anzug 
stehen lassen würden, damit diese Punkte in nächster Zukunft auch beachtet werden könnten. 
  
RR Christoph Eymann, Vorsteher des Erziehungsdepartementes (ED): Ich danke Sibel Arslan für die sehr sorgfältige 
Berichterstattung, mit dem Antrag kann ich mich nicht einverstanden erklären. Ich bitte Sie im Namen der Regierung, den 
Anzug abzuschreiben. Wir haben den Spielgruppen mit unserem selektiven Obligatorium sehr geholfen, sie haben mehr 
“Kundschaft”, die sicher bezahlt, weil wir für einen gewissen Teil derjenigen Kinder, die in diese Spielgruppen gemäss 
selektivem Obligatorium gehen müssen, die Kosten übernehmen und auch für die, die von den Sprachfähigkeiten her 
betrachtet nicht in diese Spielgruppen gehen müssten. 
Es handelt sich um private Institutionen. Wenn wir nun dort mehr Geld bezahlen müssten, dann hätte das 
Folgewirkungen. Sie haben in einer letzten Sitzung eine Interpellationsantwort zum Thema Systempflege vorgetragen 
bekommen. Als die subventionierten Institutionen die Frage gestellt haben, ob aufgrund dessen, dass die staatlichen 
Mitarbeiterinnen, die Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen höher entlöhnt werden, auch die subventionierten 
Betriebe höhere Subventionen erhalten, damit bessere Löhne bezahlt werden können, wurde dies abschlägig 
beantwortet. Ich kann mir deshalb auch nicht vorstellen, dass es eine Lex Spielgruppen gibt. Es ist schlicht nicht möglich, 
in der aktuellen Finanzsituation zusätzliche Ausgaben zu tätigen. Die Devise würde heissen, uns dies aus den Rippen zu 
schneiden, also etwa bei den Schulen zu holen, und das erachte ich als nicht sinnvoll. Deshalb bitte ich Sie, den Anzug 
als erledigt abzuschreiben. 
  
Abstimmung  
JA heisst Abschreibung, NEIN heisst Stehenlassen. 
 

Ergebnis der Abstimmung  
39 Ja, 39 Nein, 1 Enthaltung.  [Abstimmung # 928, 18.03.15 21:38:15] 
 

Der Grosse Rat beschliesst  
mit dem Stichentscheid der Präsidentin, den Anzug 10.5275 stehen zu lassen . 
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55. Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Brigitt a Gerber und Konsorten betreffend 
Rehabilitierung der Opfer der Hexenverfolgung in Ba sel 

[18.03.15 21:38:39, PD, 12.5314.02, SAA] 
  
Der Regierungsrat beantragt, den Anzug 12.5314 abzuschreiben. 
 
Christine Wirz-von Planta (LDP): Es ist gut, wenn man rehabilitieren will. Das möchte man mit genau drei Frauen tun. Sie 
wurden nicht alle drei als Hexen verbrannt. Es sind drei Fälle, die nicht so eindeutig sind und als verfolgte Hexen 
dastehen. Natürlich macht das die ganze Angelegenheit nicht besser, aber wir haben in den letzten 500 Jahren sehr 
vielen Menschen Unrecht getan, die man nun auch nicht rehabilitieren will. Man kennt sie zum Teil nicht, viele Männer 
wurden auch hingerichtet wegen Ketzerei und Magie. Magie war damals in der Religion und in der Rechtssprechung weit 
verbreitet, man glaubte daran, und ich möchte bei dieser Gelegenheit daran erinnern, dass sowohl Calvin wie Luther 
gesagt haben, dass sie an die Teufelspakte geglaubt hätten und der Ansicht waren, dass Hexen, die einen Teufelspakt 
eingehen, durchaus verfolgt und hingerichtet werden sollten. Dies ist erstaunlich, weil diese Reformatoren doch als 
fortschrittlich gelten. 
In Basel war man aber fortschrittlicher als in sämtlichen anderen Kantonen und übrigen Teilen der Schweiz. Deshalb ist 
es merkwürdig, dass wir ausgerechnet hier drei Frauen herauspicken und rehabilitieren möchten. Auf der anderen Seite 
haben wir heute genügend zu tun, um uns gegen Gewalt an Frauen, an Menschen zu wehren. Wir haben genügend zu 
tun, um uns gegen Diskriminierung zu wehren. Weshalb geben wir uns dann mit Dingen ab, die vor 500 Jahren passiert 
sind? Dass man Anna Göldin besonders geehrt hat, ist eine andere Sache, weil sie als letzte Hexe in der Schweiz 
verbrannt wurde. Aber lassen wir das jetzt sein, weil wir der Sache nie gerecht werden können. 
  
David Jenny (FDP): Die FDP-Fraktion folgt dem Regierungsrat und beantragt Ihnen, diesen Anzug abzuschreiben. Die 
Beantwortung ist ausführlich und überzeugend, vielleicht auch darum, weil die Rechtsunterzeichnete die Tochter des 
mehrfach zitierten Hexenforschers Dietegen Guggenbühl ist. Dass die damals in Europa praktizierte Hexenverfolgung 
Unrecht war, darüber sind wir uns heute einig. Reicht diese Einsicht aus als Begründung, um heute eine exemplarische 
Unschuldserklärung vorzunehmen? Auch wenn die Ära Egeler in diesem Hause seit etwa zwei Monaten Vergangenheit 
ist, sein Leitmotiv hätte eine Gedenktafel verdient. Der Auffassung, mit einer exemplarischen Unschuldserklärung könne 
früheres Unrecht getilgt werden, haftet schon fast wieder etwas Magisches an. Und Magie ist unserem nüchternen Basler 
Staatswesen fremd, auch wenn heute kontrollierte Staatsweinabgabe im Kaffee stattfand. 
Der Regierungsrat hat überzeugend dargelegt, dass die drei im Anzug erwähnten Fällen sich nicht für eine 
Rehabilitierung durch einen staatlichen Akt eignen. Die Unterschiede zu Anna Göldin liegen auf der Hand, auch 
diejenigen zu Paul Grüninger. Wenn wir gewisse Fälle herausnehmen, warum dann nicht auch andere, wie etwa das 
Judenpogrom im 14. Jahrhundert? Wir haben uns heute schon einmal mit staatlich verordneter Geschichtsbewältigung 
auseinandergesetzt im Zusammenhang mit dem Westfälischen Frieden und Wettstein, und dort haben wir den richtigen 
Entscheid gefasst, die Geschichte heute nicht politisieren zu wollen. Deshalb bitte ich Sie auch hier, diesen Anzug 
abzuschreiben und damit weiterhin der Geschichtsforschung den Raum zu geben, diese Ereignisse gebührend zu 
erforschen. 
 
Brigitta Gerber (GB): beantragt , den Anzug stehen zu lassen . 
Als vor ein paar Jahren Anna Göldin in Glarus rehabilitiert wurde, fand dies als Hexenbegnadigung auf der ganzen Welt 
Widerhall. Das erste Hexendenkmal der Schweiz wurde gesetzt, ein Licht im Gerichtsgebäude und eine Gedenktafel an 
der Fassade mahnt an vergangenes Leid. Es wurde von de aus Basel stammenden Künstlern Hurter und Urech 
entworfen. Der Schweizer Historiker Thomas Maissen schreibt, dass bei den 10’000 Hexenprozessen in der Schweiz die 
Nähe der zuständigen Gerichte zur klagenden Bevölkerung und schwach entwickelte Staatlichkeit signifikant sei. Und 
besonders in Krisenzeiten und während Hungersnöten wurden Sündenböcke gesucht. So schreibt auch der ehemalige 
Zürcher Staatsarchivar Otto Sigg nach der Begnadigung von Anna Göldin: “Weitere Hexenrehabilitierungen müssen 
folgen, auch in Zürich”. Sigg hat die Originalquellen zu den Zürcher Hexenprozessen aufgearbeitet. Sie zeugen genau so 
von unsäglicher staatlich und kirchlich anerkannter Grausamkeit. Auch in der Stadt Zürich kostete sie 75 Frauen und 
Männern das Leben, obwohl Zürich nicht gerade im Mittelpunkt von exzessiven Verfolgungen stand. Dies war in Basel 
zum Glück nicht anders. 
Doch nun ein paar Gedanken zur Antwort der Regierung. Da bezweifelt der seitenweise zitierte Hamburger Jurist Harald 
Maihold, ob sich im Falle der im Anzug genannten exemplarischen Fälle hinreichend Details finden liessen für eine 
historisch juristische Rekonstruktion des Falles. Maihold ist allerdings auch kein Historiker, sondern ein Jurist. Und es ist 
richtig, eine juristische Rehabilitation ist tatsächlich schwierig. Das kann ich Ihnen nicht nur als Historikerin bestätigen, 
zumal auch der von ihm zitierte Dietegen Guggenbühl nicht alle Quellen publiziert hat und ein Gang ins Staatsarchiv 
notwendig gewesen wäre. Der Raum Basel hat sich nicht nur hinsichtlich Gewaltentrennung, sondern auch betreffend 
geographischer Grenzen usw. in den letzten 300 Jahren sehr verändert. Der namhafte Jurist Luzius Wildhaber, der als 
Experte bei der Rehabilitation der Anna Göldin den Glarner Rat begleitet hat, wäre da vielleicht etwas erfahrener und 
hilfreicher gewesen. 
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Im Beitrag von Harald Maihold ist beispielsweise zynisch zu lesen, man wisse wenig, wie es zum Geständnis kam, ob 
freiwillig oder durch Folter. Über die jeweiligen Methoden ist man doch relativ gut im Bilde. Aber man sollte auch das 
entsprechende historische Wissen abfragen und Georg Kreis oder Susanna Burghartz vertieft konsultieren. Letztere 
spricht sich ja klar für eine Aufnahme des Anliegens in der einen oder anderen Form aus. 
Nicht nachvollziehen kann ich Vorbehalte gegenüber einer Rehabilitierung der verurteilten Frauen aufgrund der 
Argumentation, Liebes- und Schadzauber sei ja zeitgenössisch real praktiziert worden. Das ist eine interessante 
ethnologisch-historische Diskussion, und sicherlich gerade in der Bearbeitung im schulischen Bereich spannend. 
Erstaunlich ist aber schon, dass in einem regierungsrätlichen Bericht tel quel Ansichten zitiert werden. So heisst es etwa, 
von Opfern zu sprechen impliziere freilich die zweifelhafte Behauptung, alle wegen Hexerei hingerichteten Personen seien 
unschuldig gewesen. In vielen Fällen hätte der Vorwurf magischer Praktiken einen realen Hintergrund. Glücklicherweise 
habe aber der zeitgenössische Basler Rat Zauberei nicht für real gehalten und ab 1506 die Verfahren wegen Hexerei 
ohne Hinrichtung beendet. Hinrichtungen wegen Hexerei seien sehr restriktiv verhängt worden, allem Anschein nach nur 
bei einem eingestandenen Koitus mit dem Teufel. 
Solche Zitate eins zu eins als Argument zu übernehmen in einer Zeit, in der in afrikanischen Ländern etwa immer noch 
Tausende von Frauen und Männern der Hexerei bezichtigt werden und schutzlos dem Mob ausgesetzt sind, finde ich 
unverständlich. Die Regierung hält dann ja doch abschliessend fest, dass die explizite Rehabilitierung von als Hexen 
verurteilte und hingerichtete Menschen durch politische Behörden ein wichtiger ethischer Beitrag zur historischen 
Aufarbeitung sein könne und stellt ein paar Überlegungen an. Zum Beispiel die inhaltliche Einbindung in eine laufende 
Sensibilisierungskampagne oder die Anbringung einer Gedenktafel am Käppelijoch, die Benennung einer Strasse oder 
eines Platzes wird ebenfalls angedacht, dann aber wird bezweifelt, dass die drei Frauen beispielhaft genannt werden 
könnten, weil die Regierung keine Auswahl treffen will. 
In einer Wochenendausgabe der NZZ im Januar ist zu lesen, dass die Chroniken über die Schlacht von Marignano so 
dürftig und vage sind, dass bis heute über den Ort der Schlacht gerätselt wird. Trotzdem haben wir aber eine 
Marignanostrasse in Basel. Übrigens kommt so ein Gedenkplättchen gar nicht teuer zu stehen. Wissen Sie, warum man 
vom Käppelijoch spricht? Georg Kreis hat es mir erläutert. Man hatte einen speziellen Trick, um festzustellen, ob 
Menschen Hexen waren oder nicht. Man hat sie beim Käppelijoch mit Steinen beschwert, in den Rhein geworfen und 
dann geschaut, ob sie auf der anderen Seite der Brücke wieder auftauchen. Wenn nicht, war es gut, wenn doch, dann 
wurden sie der Hexerei beschuldigt. 
Die Anzugstellenden wünschen eine exemplarische Unschuldserklärung und einen Gedenkhort. Und ja, der Begriff der 
Rehabilitierung umfasst unterschiedliche Bedeutungen, juristische und moralische. Dass der vorliegende Vorstoss bei 
den genannten Fällen auf eine moralisch-ethische Rehabilitierung aus sein muss, ist ebenfalls klar. Es ging den 
Initiantinnen nicht um ein Wiederaufrollen der Prozesse, es ging ihnen um eine moralische Rehabilitation und um einen 
Gedenkort. Das kann auch ein Gedenkort für alle Opfer von Ausgrenzung und Gewalt in der Vergangenheit und 
Gegenwart sein, ein Mahnmal, auch für die Judenpogrome. Das wäre ohnehin an der Zeit. 
Deshalb bitten wir Sie, den vorliegenden Vorstoss stehen zu lassen, bis die Regierung die entsprechenden Möglichkeiten 
tatsächlich fertig ausgelotet hat. Zudem schlägt sie vor, eine Resolution nach dem Beispiel von Fribourg zu lancieren, um 
den Opfern der frühneuzeitlichen Hexenverfolgung zu gedenken, ein Zeichen gegen Gewalt an Frauen und 
Andersdenkenden zu setzen, ein Zeichen in einer Welt, in der wir über die Schreckenstaten von IS und Boko Haram 
täglich lesen. Das werden wir auf jeden Fall tun. Stimmen Sie bitte für Stehenlassen und lassen Sie die Regierung den 
Rest der Arbeit auch noch tun. 
  
Ursula Metzger (SP): Dies hätte das letzte Votum von Atilla Toptas für die SP-Fraktion werden sollen. Da das Geschäft 
immer wieder verschoben wurde, hat es ihm leider nicht mehr gereicht, dazu zu sprechen. Das folgende Votum ist denn 
nun eine Mischung aus seinem Votum und meinem eigenen. 
Die Hexenprozesse sind ein dunkles Kapitel in der Geschichte Europas. Zwischen dem 15. und 18. Jahrhundert wurden 
europaweit Tausende von Menschen wegen Hexerei gefoltert, verurteilt und hingerichtet. Auch in der Schweiz gab es 
viele Opfer. 80% der Verurteilten waren Frauen. Auch in Basel-Stadt wurden einige Frauen vom Rat der Stadt Basel 
wegen Hexerei verurteilt und beim Käppelijoch gefesselt in den Rhein geworfen und somit zum Tode verurteilt. Auch 
heute, im Jahr 2015 werden immer noch Tausende von Frauen aus ähnlichen Gründen wie vor 300 Jahren gefoltert und 
ermordet, insbesondere in stark patriarchalisch verwurzelten Gesellschaften werden Frauen aus ähnlichen Gründen wie 
damals verurteilt. Und schaut man sich Bilder aus Syrien und dem Irak an, und den Umgang des Islamischen Staates und 
Boko Haram mit Frauen, so fühlt man sich definitiv ins Mittelalter zurückversetzt. Die Thematik ist also nach wie vor 
aktuell. 
Die Antwort des Regierungsrats hat mich erstaunt, wird doch einzig den juristischen Schlussfolgerungen von Harald 
Maihold gefolgt. Diese sind meiner Meinung nach nicht nur widerspruchsfrei. Immerhin hat Maihold in seinen Studien 
festgestellt, dass 29 Hinrichtungen von Hexen unter der Jurisdiktion des Basler Rates von 1433 bis 1680 geschehen 
seien. Die Tatsache, dass es in Basel zu keiner Ausuferung der Hexenprozesse gekommen und die Hexenverfolgung 
kein Massenphänomen gewesen sei, mag vielleicht im Vergleich zu deutschen Städten stimmen, rechtfertigt jedoch 
keineswegs, diesen 29 Hingerichteten Menschen keine Gedenktafel als Erinnerungsort zu erstellen und dadurch die 
Rehabilitation aller zu Unrecht getöteten Menschen, Hexen wie auch Hexern, stellvertretend zu gedenken. 
Wie die Historikerin Susanna Burghartz ausführt, könnte die Gedenktafel die Namen der drei im Anzug genannten Frauen 
stellvertretend für alle anderen Hexenopfer in Basel aufführen. Aus historischer Sicht ist eine Rehabilitation möglich. In 
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einem weiteren gesellschaftlichen Zusammenhang würde eine Gedenktafel und die Rehabilitation der Opfer der 
Hexenprozesse ein Zeichen setzen, dass Basel mit offenen Augen und Ohren seine Vergangenheit bewältigt, zu Fehlern, 
die in der Vergangenheit geschehen sind, steht, und sich nicht scheut, unschöne Kapitel unserer Geschichte näher zu 
beleuchten und zu diskutieren. Die juristischen Feinheiten von Harald Maihold sprechen unseres Erachtens nicht gegen 
die Errichtung einer Gedenktafel. Für uns ist ausschlaggebend, dass in Basel-Stadt Hexen verurteilt und hingerichtet 
wurden, und wir wissen, dass diese Frauen oder Männer diese vorgeworfenen Geschehnisse in Wirklichkeit gar nicht 
getan haben können, wie Brigitta Gerber vorher ausgeführt hat. Der Koitus mit dem Teufel, Hexensabbat usw. kann ja gar 
nicht real sein, wie wir wissen. Namens der SP beantrage ich Ihnen deshalb, den Anzug stehen zu lassen. 
 
Toni Casagrande (SVP): Die Fraktion der SVP stellt sich hinter den Bericht des Regierungsrats und bittet Sie, den Anzug 
abzuschreiben. Unseres Erachtens ist ein symbolischer Akt in Form eines Mahnmals zur Rehabilitierung von Hexen allein 
aus Kostengründen obsolet.  
 
Eric Weber (fraktionslos): Brigitta Gerber hat vom Koitus mit dem Teufel gesprochen, auch vom Käppelijoch. Ich habe als 
politische Hexe Interviews gegeben beim Käppelijoch. Es handelt sich um das Interview, das am meisten gesehen wurde 
im Zusammenhang mit Hexenverfolgung. Diese Sache mit den Hexen muss der Begnadigungskommission übergeben 
werden. Bitte lassen Sie den Anzug stehen.  
 
Bruno Jagher (SVP): Nach den Ausführungen des Regierungsrats kann ich das Stehenlassen des Anzugs nur 
unterstützen. Der Regierungsrat schreibt “...war Basel nie ein Zentrum der Hexenverfolgung”. In Waldenburg, dem Amt 
Birseck, Gempen, Büren, Augst, Arisdorf, Pratteln und Büsserach wurden im 15. Jahrhundert die ersten Opfer als Hexen 
und Hexer hingerichtet. Diese Bezirke gehörten damals zur Stadt Basel. Nachzulesen ist dies im Band 2 “Nahe dran, weit 
weg.Geschichte des Kantons Basel-Landschaft”. Wenn nicht einmal der Regierungsrat und seine Fachkräfte mehr über 
diese Prozesse wissen wollen, ist es meines Erachtens umso wichtiger, dass die Bevölkerung aufgeklärt wird. Dass den 
christlichen Parteien eine Rehabilitation der Opfer der Hexenverfolgung nicht gelegen kommt, ist mir klar, war doch genau 
ihre Religion für diese Verbrechen verantwortlich. Ich bitte Sie im Namen peinlich befragter und gequälter Frauen und 
Männer, diesen Anzug stehen zu lassen und dem Begehren zu entsprechen.  
 
Regierungspräsident Guy Morin, Vorsteher des Präsidialdepartementes (PD): Wir haben uns Mühe gegeben, dieses 
Anliegen zu beantworten und ich habe Ihren Ausführungen konzentriert zugehört. Die Entscheidung ist keine einfache. Es 
geht um den Umgang mit der Geschichte und den Verfehlungen von Behörden in der Geschichte. Diese sind äusserst 
zahlreich. Hexenverfolgungen sind das eine, denken Sie auch an die Judenverfolgung, denken Sie auch an die 
Verfehlungen im letzten Jahrhundert auf der Vormundschaftsbehörde im Zusammenhang mit den Verdingkindern usw. 
Ich bin überzeugt, dass auch unsere Nachkommen uns Fehler vorwerfen werden. Ich denke, wenn Menschen 
entscheiden, gibt es Fehler. 
Deshalb haben wir in unseren Überlegungen dargelegt, dass die genannten drei Beispiele vielleicht nicht die richtigen 
sind. Aber vielleicht ist es sinnvoll, wie Brigitta Gerber das auch als Möglichkeit erwähnt hat, dass man ein allgemeines 
Denkmal für Verfolgte und unrechtmässig Verurteilte in unserer Gesellschaft errichtet. Ich finde das konstruktiv. Unsere 
Bestrebungen gehen zur Zeit aber vielmehr in die Richtung, dass wir aktuell zeitgeschichtlich Haltung zeigen. Deshalb 
führen wir die Kampagne “Basel zeigt Haltung”, damit wir als Gesellschaft heute keine weiteren Verfehlungen bringen. 
Vielleicht können wir mit dieser Kampagne gegen Antisemitismus, Fremdenfeindlichkeit und Islamophobie, die relativ 
kritisch wahrgenommen wird, als Gemeinwesen, als Gesellschaft uns immer wieder hinterfragen, wie weit wir selber 
antisemitisch, islamophob, fremdenfeindlich oder gegenüber anderen Minderheiten ungerecht sind. Diese Frage müssen 
wir uns aktuell stellen, und vielleicht können wir diese Kampagne verbinden mit einem Blick zurück auf alle früheren 
Diskriminierungen und unrechtmässigen Verurteilungen. Wenn Sie den Anzug stehen lassen, dann verstehe ich den 
Auftrag so, in diesem Sinne weiter nachzudenken. Ein einzelnes Beispiel von drei Frauen vor 500 Jahren überzeugt mich 
nicht, ich bin nicht sicher, ob dies der richtige Umgang ist. Vielleicht kann man ein allgemeines Gedenken und 
Nachdenken über vergangenes Unrecht und Unrecht, das heute jeden Tag geschieht, miteinander verbinden. Ich bin 
bereit, darüber nachzudenken. 
  
Abstimmung  
JA heisst Abschreibung, NEIN heisst Stehenlassen. 
 
Ergebnis der Abstimmung  
36 Ja, 39 Nein, 4 Enthaltungen.  [Abstimmung # 929, 18.03.15 22:05:30] 
 
Der Grosse Rat beschliesst  
den Anzug 12.5314 stehen zu lassen . 
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56. Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Jürg Me yer und Konsorten betreffend 
Einführung von kantonalen Förderbeiträgen zur Besei tigung von baulichen Hindernissen für 
Behinderte in öffentlich zugänglichen Bauten und An lagen 
[18.03.15 22:05:47, PD, 12.5308.02, SAA] 
  
Der Regierungsrat beantragt, den Anzug 12.5308 abzuschreiben. 
  
Jürg Meyer (SP): beantragt , den Anzug stehen zu lassen . 
Ich beantrage Ihnen in Übereinstimmung mit der Fraktion der SP, den Anzug stehen zu lassen. Nach dem jetzt geltenden 
§ 62a des Bau- und Planungsgesetzes können Behinderte und ihre Verbände den Antrag auf Beseitigung baulicher 
Hindernisse in Bauten und Anlagen, die öffentlich zugänglich sind, stellen. Diese Neuerung, die seit 2013 wirksam ist, 
stellt einen wichtigen Fortschritt dar, doch können in der Fassung der Bau- und Raumplanungskommission, die vom 
Grossen Rat am 12. September 2012 genehmigt wurde, nur Investitionen bis zu 3% des Gebäudeversicherungswertes, 
maximal Fr. 150’000, verlangt werden. Der Regierungsrat sah im Ratschlag einen maximalen Ansatz von 5% des 
Gebäudeversicherungswertes ohne Maximalbetrag vor.  
Es bestehen nach wie vor Zweifel, ob die jetzt geltenden Grenzwerte wirklich genügen. Die Zugänglichkeit von 
öffentlichen Bauten und Anlagen ist dabei für Behinderte von existenzieller Bedeutung. Sie ist dafür bestimmend, wie weit 
Behinderte wirklich ein selbstbestimmtes Leben führen können. Entsprechend dieser Zweifel reichten wir unseren Anzug 
ein. Für die vorgesehenen Förderbeiträge sahen wir als Vorbild die Förderbeiträge aus dem kantonalen Energiegesetz, 
die sich in der Praxis bewährt haben. 
Der Regierungsrat benennt im einzelnen die Anträge, die bisher für Behinderte gestellt wurden. Er selbst schreibt, dass 
die Auswirkungen des neuen § 62a des Bau- und Planungsgesetzes noch nicht beurteilt werden können. Es sei noch 
nicht bekannt, wie viele Anträge in den kommenden Jahren gestellt, wie viele davon als wirtschaftlich unzumutbar 
eingestuft werden und von welchen Sanierungskosten ausgegangen werden muss. Dies bedeutet in Wirklichkeit, dass 
sich der Antrag des Regierungsrats auf Abschreibung unseres Anzugs nicht auf Fakten abstützen lässt. Nicht 
nachvollziehbar sind meines Erachtens die Überlegungen des Regierungsrats, dass das Anzugsbegehren nicht mit § 8 
Abs. 3 der Kantonsverfassung betreffend Gleichstellung von Behinderten für den Zugang zu Bauten und Anlagen 
vereinbar ist. Die Förderbeiträge weiten die Zumutbarkeit der verlangten Investitionen aus. In diesem Sinne beantrage 
ich, den Antrag stehen zu lassen.  
  
Lorenz Nägelin (SVP): Sie wissen, dass mir Behinderte, ältere Menschen und auch Kranke sehr am Herzen liegen. Sie 
sollten so weit wie möglich Zugang zu öffentlichen Bauten und Anlagen erhalten. Sehr gut begründet der Regierungsrat 
den wirtschaftlichen Aspekt. Es gibt überall einen Punkt, der nicht mehr zumutbar ist oder sich ganz einfach wirtschaftlich 
nicht mehr rechnet. Dasselbe gilt bei der Qualität. Jeder Betrieb will hohe Qualität erbringen. Irgendwann kommt er aber 
an einen Punkt, wo die Betriebsleitung überlegen muss, ob eine weitere Qualitätssteigerung sich wirtschaftlich oder 
finanziell rechnet oder ob die Belegschaft überhaupt noch Freude an der Arbeit hat, wenn man um jeden Preis versucht, 
die Qualität zu verbessern. 
Dasselbe ist bei diesem Anzug der Fall. Man kann nicht erwarten, dass der Staat für alles Erdenkliche aufkommt und 
private Eigentümer von Einrichtungen unterstützt und jedes Objekt behindertenfreundlich ist. Dies ist klar eine 
Ungleichbehandlung der verschiedenen Player. Oft gibt es auch Alternativen, die Behinderte benutzen können. Um ein 
aktuelles Beispiel zu nennen: Wie wir alle wissen, will die BVB die Tramhaltestelle Airolostrasse aufheben, weil sie nicht 
behindertengerecht gestaltet werden kann und ansonsten zwei Haltestellen zu nahe beieinander liegen würden. Auch hier 
rechnet es sich offenbar für die BVB wirtschaftlich nicht, beide Haltestellen zu betreiben, und deshalb wird eine Haltestelle 
wegrationalisiert, im Wissen, dass die älteren und gehbehinderten Menschen eine weitere Distanz bis zur nächsten 
Tramhaltestelle gehen müssen. Es gibt mehr Gehbehinderte als Rollstuhlfahrende. Ich möchte dies nicht gegeneinander 
ausspielen. Aber es ist doch etwas paradox. 
Kommt hinzu, dass wir als Mandatsträger eine Verantwortung gegenüber den Kantonsfinanzen haben, und wie wir 
wissen, sieht die Zukunft nicht rosig aus. Es ist daher wichtig, dass alle einen Beitrag zu gesunden Kantonsfinanzen 
leisten. Nur so können wir, ob Steuerzahler, Kantonsangestellter, Subventions- oder Sozialhilfeempfänger am meisten 
profitieren. In diesem Sinne bitte ich Sie, diesen Anzug gemäss Ausführungen des Regierungsrats abzuschreiben. 
  
Mark Eichner (FDP): Ich kann mich dem Votum von Lorenz Nägelin namens der FDP-Fraktion anschliessen. Der Anzug 
ist abzuschreiben. Die Regierung hat in ihrem Bericht klar ausgeführt, dass es keinen Sinn macht, aus einem 
wirtschaftlich nicht zumutbaren Projekt mit staatlichen Beiträgen die Zumutbarkeit zu erbringen, und dass es eine 
Ungleichbehandlung wäre. Ich bitte Sie daher, den Anzug abzuschreiben.  
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Regierungspräsident Guy Morin, Vorsteher des Präsidialdepartementes (PD): Wir bitten Sie, diesen Anzug aus 
grundsätzlichen Überlegungen abzuschreiben. Jürg Meyer und diejenigen, die den Anzug stehen lassen möchten, 
machen einen grundsätzlichen Überlegungsfehler. § 8 Abs. 3 unserer Verfassung lautet: “Für Behinderte ist der Zugang 
zu Bauten und Anlagen sowie die Inanspruchnahme von Einrichtungen und Leistungen, die für die Öffentlichkeit bestimmt 
sind, so weit wirtschaftlich zumutbar gewährleistet. Der Gesetzgeber konkretisiert die wirtschaftliche Zumutbarkeit.” 
Wir haben das getan, und Sie haben es im September 2012 getan mit der Verabschiedung des § 62a unseres Bau- und 
Planungsgesetzes. Es steht in diesem Paragraphen kein Wort darüber, dass die öffentliche Hand Private für die 
Zugänglichkeit von privaten Anlagen unterstützen soll. Es steht in der Verfassung kein Wort darüber, dass die öffentliche 
Hand private Hauseigentümer unterstützen soll, damit sie Zugänglichkeit gewährleisten. Vielmehr sind laut § 8 Abs. 3 
unserer Verfassung die Privaten in der Pflicht, die Zugänglichkeit zu gewährleisten, solange dies wirtschaftlich zumutbar 
ist.  
Wir haben das im § 62a unseres Bau- und Planungsgesetzes konkretisiert. In § 62a haben wir die wirtschaftliche 
Zumutbarkeit definiert. 3% des Gebäudeversicherungswerts oder Fr. 150’000. Wenn Sie die wirtschaftliche Zumutbarkeit 
ausweiten wollen - und so habe ich das Votum von Jürg Meyer verstanden - dann müssen Sie den § 62a des Bau- und 
Planungsgesetzes ändern und die wirtschaftliche Zumutbarkeit auf 5% oder 7% oder auf Fr. 300’000 oder Fr. 500’000 
erweitern, aber nicht über eine Subventionierung der Privaten. Dies widerspräche laut unserer rechtlichen Auffassung der 
Verfassung. Wir müssten einen Förderbeitrag sprechen, und wir müssten dementsprechend die Verfassung ändern. Es 
steht nirgends in der Verfassung, dass die öffentliche Hand Private unterstützen soll. Wenn wir das tun, dann schaffen wir 
eine weitere Diskriminierung, indem wir die Privaten, die ein Projekt haben, das wirtschaftlich nicht zumutbar wäre, 
unterstützen und die anderen nicht. Das ist eine Ungleichbehandlung.  
Wenn Sie eine Subventionierung wollen, dann müssen Sie im Bau- und Planungsgesetz alle Anstrengungen von Privaten 
für die Zugänglichkeit von Bauten subventionieren, unabhängig der Schwelle. Das wäre Gleichbehandlung. Sie könnten 
beschliessen, dass alle Massnahmen von Privaten zu 50% subventioniert würden. Was der Anzug Jürg Meyer will, ist 
jedoch laut unserer Rechtsauffassung nicht verfassungsgemäss. 
  

Zwischenfrage 

Jürg Meyer (SP): Liegt die Rechtsgrundlage nicht unter anderem im Staatsbeitragsgesetz? 
  
Regierungspräsident Guy Morin, Vorsteher des Präsidialdepartementes (PD): Die Rechtsgrundlage liegt in der 
Verfassung, § 8 Abs. 3. Da wird nur von der Pflicht der Privaten gesprochen, und nicht von der Pflicht der 
öffentlichen Hand.  

  
Abstimmung  
JA heisst Abschreibung, NEIN heisst Stehenlassen. 
  
Ergebnis der Abstimmung  
39 Ja, 38 Nein, 1 Enthaltung.  [Abstimmung # 930, 18.03.15 22:19:50] 
  
Der Grosse Rat beschliesst  
den Anzug abzuschreiben . 
Der Anzug 12.5308 ist erledigt . 
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Ordnungsanträge 

Elisabeth Ackermann, Grossratspräsidentin: es liegen zwei Ordnungsanträge vor. 
Eric Weber beantragt , die Sitzung nach Traktandum 60 abzubrechen . 
Lorenz Nägelin beantragt , die Sitzung jetzt abzubrechen . 
  
Eventualabstimmung  
Ordnungsanträge Weber und Nägelin: Zeitpunkt des Sitzungsabbruchs 
JA heisst Abbruch jetzt, NEIN heisst Abbruch nach Traktandum 60 
  
Ergebnis der Abstimmung  
49 Ja, 17 Nein, 8 Enthaltungen.  [Abstimmung # 931, 18.03.15 22:21:30] 
  
Der Grosse Rat beschliesst  
eventualiter, die Sitzung jetzt abzubrechen und nicht erst nach Traktandum 60. 
 

Abstimmung  
Ordnungsantrag Nägelin: sofortiger Abbruch der Sitzung 
JA heisst sofortiger Sitzungsabbruch, NEIN heisst weiterführen der Sitzung 
  
Ergebnis der Abstimmung  
48 Ja, 21 Nein, 7 Enthaltungen.  [Abstimmung # 932, 18.03.15 22:22:13] 
  
Der Grosse Rat beschliesst  
sofortigen Sitzungsabbruch. 
  

Tagesordnung 

Die nachfolgenden Geschäfte werden auf die Tagesordnung der Sitzung vom 15. / 22. April vorgetragen: 

57. Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Baschi Dürr und Tobit Schäfer betreffend 
Masterplan Hallen 

10.5103.03 

58. Beantwortung der Interpellation Nr. 12 Brigitta Gerber betreffend TiSA: Auswirkungen und 
Handlungsmöglichkeiten 

15.5044.02 

59. Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Alexander Gröflin und Lorenz Nägelin 
betreffend elektronischer Zustand von Betreibungsregisterauszügen 

12.5336.02 

60. Stellungnahme des Regierungsrates zur Motion Sibel Arslan und Konsorten betreffend 
Anpassung des Wahlgesetzes (Quorum) 

14.5351.02 

61. Beantwortung der Interpellation Nr. 131 Beatriz Greuter betreffend dem aktualisierten 
System für die Bewertung der Arbeitsstellen (Kantonsangestellte) 

15.5006.02 

62. Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Remo Gallacchi und Konsorten für eine 
Ergänzung des Kirchengesetzes 

10.5121.04 

63. Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Thomas Mall und Konsorten betreffend 
Verlustscheinbewirtschaftung 

05.8151.04 

64. Beantwortung der Interpellation Nr. 129 Toya Krummenacher betreffend 
Überstundensituation bzw. Arbeitsbelastung im Polizeikorps BS 

15.5003.02 
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65. Schreiben des Regierungsrates zu den Anzügen Patricia von Falkenstein und Konsorten 
betreffend Planung und Durchführung von Massnahmen mit dem Ziel der Verbesserung 
des Verhaltens von Velofahrerinnen und -fahrern im Strassenverkehr sowie Jörg Vitelli 
und Konsorten betreffend Integration des Ressorts Baustellen vom JSD ins BVD 

12.5158.02 
11.5290.03 

66. Schreiben des Regierungsrates zu den Anzügen Martina Bernasconi und Konsorten 
betreffend Sicherheit in Basel (Tröten gegen Kröten!), Christian von Wartburg und 
Konsorten betreffend die Erstellung einer eigenen Basler Panic App, Alexander Gröflin 
und Ursula Kissling-Rebholz betreffend Notrufsäulen sowie Heiner Vischer und 
Konsorten betreffend Einführung des Bezahlens von Parkgebühren mit dem Handy 

12.5254.02 
13.5175.02 
12.5185.02 
13.5433.02 

67. Stellungnahme des Regierungsrates zur Motion David Jenny und Konsorten betreffend 
Koordination der Regelungen betreffend Anwaltsexamen mit dem Kanton Basel-
Landschaft 

14.5350.02 

68. Stellungnahme des Regierungsrates zur Motion Ursula Metzger und Konsorten 
betreffend Einfügung einer Legaldefinition der häuslichen Gewalt im Polizeigesetz 

14.5348.02 

69. Stellungnahme des Regierungsrates zum Antrag Remo Gallacchi und Konsorten auf 
Einreichung einer Standesinitiative betreffend Aufstockung Grenzwachtkorps 

14.5446.02 

70. Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Thomas Mall und Konsorten betreffend 
kohärente Regelungen bezüglich sans-papiers 

10.5188.03 

  

Schriftliche Anfragen 

 Es sind  folgende Schriftlichen Anfragen eingegangen: 

• Schriftliche Anfrage Beatrice Isler betreffend Grippeerkrankungen von Menschen ohne festen Wohnsitz   
(15.5066.01). 

• Schriftliche Anfrage Heinrich Ueberwasser betreffend kritische Lage am Schweizer Landesflughafen Basel-Mulhouse 
(15.5124.01). 

• Schriftliche Anfrage Patrick Hafner betreffend Umnutzungen (15.5134.01) 

• Schriftliche Anfrage Eduard Rutschmann betreffend Kriminaltourismus (15.5135.01) 

• Schriftliche Anfrage Jörg Vitelli betreffend Öffnungszeiten beim Bau- und Gastgewerbeinspektorat (Nr. 15.5136.01) 

• Schriftliche Anfrage Kerstin Wenk betreffend Tagesbetreuung (Nr. 15.5137.01) 

• Schriftliche Anfragen von Eric Weber betreffend:  

− Wo darf in Basel gebettelt werden (Nr. 15.5081.01) 

− Sozialdienst der Kantonspolizei (Nr. 15.5082.01) 

− Einwanderungskanton Basel (Nr. 15.5083.01) 

− Kann so ein Attentat bei uns passieren? (Nr. 15.5084.01) 

− Deutscher Kolonialismus und Imperialismus in der Schweiz (Nr. 15.5085.01) 

− Partnerschaft zwischen Basel und Strassburg (Nr. 15.5086.01) 

− Wann wird das Strafgericht geöffnet (Nr. 15.5087.01) 

− Verbesserung im Basler Strassenverkehr (Nr. 15.5088.01) 

− geschlossene Ausfahrt im Kleinbasel bei der Nordtangente (Nr. 15.5089.01) 

− Biber im Rhein (Nr. 15.5090.01) 

− Ist fischen in unserem schönen Kanton kostenfrei (Nr. 15.5091.01) 

− Hat Basel Seen (Nr. 15.5092.01) 

− Rhein (Nr. 15.5093.01) 

− Warum werden an alt Grossräte keine Unterlagen verschickt (Nr. 15.5094.01) 

− Einsicht in das Handbuch für Regierungsräte (Nr. 15.5095.01) 

− Schiffslinie Basel – Amsterdam (Nr. 15.5096.01) 
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− Wie ist es mit Hygienestandards in Basel (Nr. 15.5097.01) 

− Gratis SBB-Abo für sozial schwache Basler (Nr. 15.5098.01) 

− Warum gibt es die Jahreschronik nicht mehr kostenfrei (Nr. 15.5099.01) 

− Flüchtlinge als Chance für wen (Nr. 15.5100.01) 

− Erleichterte Stellensuche für Sozialhilfe-Empfänger (Nr. 15.5101.01) 

− Stadtwache in Basel (Nr. 15.5102.01) 

− Wie hoch darf der Feinstaub in Basel sein (Nr. 15.5103.01) 

− Soll der Islam öffentlich-rechtlich anerkannt werden (Nr. 15.5104.01) 

− Leere weisse Seite in der Zeitung Basel 55 (Nr. 15.5105.01) 

− Wie gehe ich jetzt mit meiner Angst um (Nr. 15.5106.01) 

− Was macht die Basler Integrations-Beauftragte (Nr. 15.5107.01) 

− Warum wird der Basler Weihnachtsmarkt umbenannt (Nr. 15.5108.01) 

− Probleme mit den 50'000 Grenzgängern in Basel (Nr. 15.5109.01) 

− Gibt es Wirtschaftsförderung in Basel (Nr. 15.5110.01) 

− Wie viel Geld wurde an den Linken Claude Longchamp bezahlt (Nr. 5111.01) 

− Wohnung von mutmasslichen IS-Sympathisanten in Basel gestürmt (Nr. 15.5112.01) 

− Umfrage vom Personalmagazin BS intern (Nr. 15.5113.01) 

− Rassistischer Seiten im Internet (Nr. 15.5114.01) 

− Demonstrationen in Basel (Nr. 15.5115.01) 

− Warum wird Türken-Hetze gegen Schweizer noch von der Basler Regierung finanziert (Nr. 15.5116.01) 

− Warum hat die Basler Regierung Angst vor Moslems (Nr. 15.5117.01) 

− Pegida Basel und Eric Weber (Nr. 15.5118.01) 

− Basler Schnäppchenjagd in Deutschland und im Elsass (Nr. 15.5119.01) 

− Sondersteuer für Grenzgänger (Nr. 15.5120.01) 

− Wie kommt man in die geheime Stadt von Basel (Nr. 15.5121.01) 

− Tag der offenen Tür bei der Basler Regierung (Nr. 15.5122.01) 

− Arbeit für Grossrat Eric Weber (Nr. 15.5123.01) 

 

Die Schriftlichen Anfragen werden dem Regierungsrat zur Beantwortung innert drei Monaten überwiesen  

 

Schluss der 8. Sitzung  
22:22 Uhr 
  
  

 Basel, 24. April 2015 
  
   
  

 

 Elisabeth Ackermann 
Grossratspräsidentin 

Thomas Dähler 
I. Ratssekretär 
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11. Schriftliche Anfrage betreffend deutscher Koloni alismus und Imperialismus in der 
Schweiz 

15.5085.01 
 

Ein Bekannter von mir, Deutsch-Schweizerischer Doppelbürger und Arzt in Zürich, hat sein Auto vor dem Badischen 
Bahnhof (bei den Lagerhallen, Büros, links) abgestellt. Dort ging er in ein Bordell. Als er zurück kam, hatte er einen 
Zettel an seinem Auto und hat sich darüber sehr aufgeregt und gesagt: "Ich bin hier in der Schweiz. Da hat 
Deutschland mir gar nichts zu sagen." 

Auf dem Zettel steht: 

"Bundeseisenbahnvermögen. Parkverbot auf dem Areal des Badischen Bahnhofs in Basel". 

Polizeiliches Kennzeichen war notiert, die Marke, die Farbe, das Datum, das Land und die Uhrzeit. Auch die Nummer 
vom Kontrolleur: Securitrans 1056. Weiter steht: "Ihr Fahrzeug ist ohne Bewilligung auf einer Parzelle abgestellt, die 
mit einem Parkverbot belegt ist bzw. nur mit einer besonderen Bewilligung benützt werden darf. Wir bitten Sie, Ihr 
Fahrzeug künftig nicht mehr auf dieser Parzelle abzustellen. Im Wiederholungsfalle behalten wir uns das Recht vor, 
Strafanzeige bei der Kantonspolizei Basel-Stadt zu erstatten. 

Für den Grundstückseigentümer: Bundeseisenbahnvermögen. Der Beauftragte für die deutschen Eisenbahnstrecken 
auf Schweizer Gebiet, Schwarzwaldallee 200, CH-4058 Basel" 

1. Ist das Verhalten der BRD rechtens? 

2. Wieviele Strafanzeigen wurden von dieser Stelle schon eingereicht bei der Kantonspolizei Basel-Stadt? 

Eric Weber 

 

 

12. Schriftliche Anfrage betreffend Partnerschaft zwi schen Basel und Strassburg 15.5086.01 
 

Seit alters sind die Städte Basel und Strassburg mächtige Orte am Strom. Der Weinbau an den sonnigen Hängen der 
nahen Hügel ist Kulturgut seit der Römerzeit. Meine erste Freundin wohnt heute mit ihrem Mann in Strassburg und ist 
dort Lehrerin. 

Als mein Vater Grossrat war, 1968 – 1972, da machte der Grosse Rat eine Reise zum damaligen Europarat. Das 
Europa-Parlament gab es noch nicht. 

1. Was macht der RR für ein gutes Verhältnis nach Strassburg? 

2. Kann der Grosse Rat mal seine Reise wieder nach Strassburg machen? 

3. Kann der Grosse Rat mal wieder das Europa-Parlament besuchen, ein Arbeitsplatz von Grossrat Eric Weber? 

Eric Weber 

 

 

13. Schriftliche Anfrage betreffend wann wird das Str afgericht geöffnet 15.5087.01 
 

Grossrat Eric Weber war am 1. Dezember 2014 auf 7.30 Uhr vor Strafgericht. Vor dem Strafgericht standen schon 20 
Chaoten und haben mich ganz böse angeschaut. Das Gericht war zu. Ich konnte nicht herein. Ich fühlte mich 
bedroht. Da ich die Tage zuvor viele Drohungen bekam. Ich hatte Angst. Auch zog eine Horde junger Leute vorbei, 
die Parolen schrie. 

Also rief ich die Polizei an und habe darum gebeten, mir zu helfen. Und dass das Gericht bitte öffnet. 

Nun bekam ich erneut eine tolle Einladung von der so lieben Staatsanwaltschaft. Ich hätte den Notruf missbraucht. 
Ich denke, ich bin wieder im falschen Film. Ich lasse mich aber als Basels jüngster, schönster und erfolgreichster 
Grossrat nicht brechen. Noch 50 Jahre muss man mit mir in der Basler Politik rechnen. In diesem Zusammenhang 
folgende Fragen: 

1. Wie oft wurden in den letzten fünf Jahren in Basel Verfahren eingeleitet, wegen Missbrauch vom Notruf? 

2. Was ist Missbrauch vom Notruf? 

3. Soll man sich lieber beschimpfen lassen, anstatt die Polizei anzurufen? 

4. Darf die Polizei Grossrat und Präsident Eric Weber nicht helfen? 

5. Warum hat das Gericht nicht geöffnet, wenn um 8.15 Uhr der Schauprozess gegen Eric Weber anfängt? 

6. Die Mitarbeiter sassen schon an der Pforte, haben raus geschaut und machten nicht auf. Warum sitzen Justiz-
Mitarbeiter an der Pforte und machen nicht auf, wenn Eric Weber draussen steht? 

Eric Weber 
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14. Schriftliche Anfrage betreffend Verbesserung im B asler Strassenverkehr 15.5088.01 
 

Fährt man bei der Flughafenstrasse auf die unterirdische Nordtangente, dort bei diesem Spielcasino (das schon 
zwei- oder dreimal überfallen wurde, von Tätern aus Frankreich), dann fährt man in die Spur rein. Und plötzlich sieht 
man, man ist im Stau. Man kann nicht mehr zurück und steht dann oftmals sehr sehr lange, nur um ins Kleinbasel zu 
kommen. 

Sinnvoll wäre, wenn vor der Einfahrt in diese Schnellstrasse ein Stauschild kommt, damit man weiss, wenn Stau ist. 
Dann fährt man nicht rein und würde durch die Stadt weiter fahren, anstatt auf die unterirdische Schnellstrasse. Da 
ich kein Autofahrer bin, muss ich fragen: 

1. Wie nennt sich diese unterirdische Schnellstrasse, die dort anfängt, in der Nähe der Grenze zu Frankreich? Ist 
das alles Nordtangente? 

2. Als Verbesserungsvorschlag gedacht: Kann man bei dieser Einfahrt, vor der Einfahrt, bitte ein Schild neu 
machen, mit einer Anzeige, die angibt, dass es unten im Tunnel einen Stau gibt?? Denn so fährt man nicht 
erst in den Tunnel und ärgert sich nicht mehr, wenn man dann dort feststellt, es ist Stau.  

Eric Weber 

 

 

15. Schriftliche Anfrage betreffend geschlossene Aus fahrt im Kleinbasel bei der 
Nordtangente 

15.5089.01 
 

Ich habe kein Auto. Daher bitte ich um Nachsicht, wenn ich nicht alle Strassen genau benenne. Kommt man mit dem 
Auto von Grossbasel in Richtung Kleinbasel auf der unterirdischen Nordtangente, über die Dreirosenbrücke (unter 
der Erde) ist auf Kleinbasler Seite rechts eine Ausfahrt. Gleich dort, wenn man im Kleinbasel eintrifft. Dort ist rechts 
eine Ausfahrt. Wenn Stau ist, wäre es toll, man könnte dort raus fahren. Die Ausfahrt ist aber immer zu und man 
kann nur geradeaus fahren. 

Diese Ausfahrt ist aber immer geschlossen. Ich habe sie noch nie offen gesehen. 

1. Warum wurde diese Ausfahrt teuer gebaut, wenn diese immer zu ist? 

2. Kann man bei Stau diese Ausfahrt bitte öffnen? 

3. Was hat es mit dieser Ausfahrt auf sich? 

Eric Weber 

 

 

16. Schriftliche Anfrage betreffend Biber im Rhein 15.5090.01 
 

1979 wurden bei Karlsruhe vier Biber ausgesetzt. Scheinbar waren sie die Jahre zuvor ausgestorben oder wurden 
von Ausländern aufgegessen und daher gejagt. 

Auch wurden Lachse in den Rhein getan, damit diese guten Tiere auch wieder heimisch werden. 

1. Hat sich Basel-Stadt, als Rheinanlieger, in letzter Zeit für die Tiere im Rhein eingesetzt? Damit diese nicht 
ermordet werden. 

2. Wie ist es mit dem Biber-Stand im Rhein, in Basel? 

3. Hat der Rhein wieder Lachse in Basel? Kann man diese essen? 

Eric Weber 

 

 

17. Schriftliche Anfrage betreffend ist fischen in u nserem schönen Kanton kostenfrei 15.5091.01 
 

Einmal hatten wir den Kantonsfischer als Grossrat. Es war vor vielen Jahren. Ich war damals jüngster Grossrat der 
Schweiz, gewählt 1984 und 1988. 

1. Ist das Fischen im Kanton Basel kostenfrei? 

2. Was sind die Aufgaben des Kantonsfischers? Was macht so ein Mensch den ganzen Tag? 

Eric Weber 
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18. Schriftliche Anfrage betreffend hat Basel Seen 15.5092.01 
 

Auch in unserem Kanton gibt es viele unbekannte Ecken. 

1. Hat unser Kanton Seen? 

2. Sagt man für Mehrzahl Seee oder Seen? 

Obwohl Journalist der grössten Zeitung Europas, der Bild, weiss ich es selbst nicht. 

Eric Weber 

 
 

19. Schriftliche Anfrage betreffend Rhein 15.5093.01 
 

In einer Fernsehreportage habe ich erfahren, dass in 18'000 Jahren der Bodensee nicht mehr existiert. Dann ist er 
voll mit Berggestein. Wie ist die Lage in Basel. 

1. Muss in Basel sehr viel aus dem Rhein gebaggert werden, damit er weiterhin für die Schifffahrt befahrbar ist? 

2. Bezahlt das der Kanton BS zusammen mit dem Kanton BL? 

3. Wohin wird das ausgebaggerte Gestein, aus Basel, gebracht? 

Eric Weber 

 
 

20. Schriftliche Anfrage betreffend warum werden an alt Grossräte keine Unterlagen 
verschickt 

15.5094.01 
 

Alt Regierungsräte erhalten weiterhin alle Unterlagen der Staatskanzlei. Aber alt Grossräte sind davon 
ausgeschlossen. 

Wenn Eric Weber im nächsten Jahr nicht mehr Grossrat ist, möchte er auch weiterhin die Unterlagen bekommen. 
Eric Weber ist auch Präsident der Volks-Aktion. 

1. Kann der Regierungsrat die Unterlagen, die heute Grossrat Eric Weber jede Woche in einem dicken 
Umschlag erhält, auch erhalten, wenn er nicht mehr Grossrat ist? 

2. Wenn der Regierungsrat nicht bereit ist, die Unterlagen an alt Grossräte zu senden, können diese die 
Unterlagen im Bezahl-Abo erhalten? Wenn ja, wie teuer wäre es beim heutigen Stand? 

Eric Weber 

 
 

21. Schriftliche Anfrage betreffend Einsicht in das H andbuch für Regierungsräte 15.5095.01 
 

Jeder Grossrat bekommt nach seiner Wahl Unterlagen, damit er sich in sein Amt einarbeiten kann. Es sind Hinweise 
und Richtlinien. Jeder Regierungsrat bekommt dies bestimmt auch, von der Staatskanzlei. 

Während die Unterlagen für die Grossräte für die Regierung einsichtbar sind, sind die Unterlagen für die 
Regierungsräte für die Grossräte nicht einsichtbar. Hier haben wir erneut die Zwei-Klassengesellschaft. 

1. Besteht für einen Grossrat, auf Antrag, die Möglichkeit, einmal so ein Handbuch für Regierungsräte 
einzusehen? 

2. Wenn ein Grossrat so ein Handbuch einsehen kann, kann er auch besser beurteilen, wie die Regierung 
arbeitet und versteht besser die Zusammenhänge. Ist die Regierung bitte auch dieser Ansicht? Wenn nein, 
dann bitte eine genaue Begründung. 

Eric Weber 

 
 

22. Schriftliche Anfrage betreffend Schiffslinie Base l - Amsterdam 15.5096.01 
 

Auf dem Rhein nimmt der Tourismus zu. Man kann dazu viele Reportagen lesen. Auch ich bin schon oft, mit 
Hotelschiffen Basel – Amsterdam gefahren. Kostenfrei, da ich darüber Reportagen publiziert habe. 

1. Kann die Basler Regierung eine regelmässige Linienschifffahrt von Basel nach Amsterdam unterstützen? 

2. Wie soll es mit der Rheinschifffahrt für Personen weiter gehen? 

3. Wie soll es mit den Frachtschiffen weiter gehen? Stimmt es, dass immer mehr Waren mit dem Lastwagen 
transportiert werden? 

4. Mit welchen Rheinanlieger-Staaten ist Basel in Kontakt? Und um was geht es da bei den Gesprächen? 

Eric Weber 
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23. Schriftliche Anfrage betreffend wie ist es mit H ygienestandards in Basel 15.5097.01 
 

Ich sorge mich sehr, weil beim Bäcker und Metzger die Verkäuferinnen auch Geld einkassieren. Das ist nicht okay. 
Und ich vermisse bessere Hygienestandards. Mit den gleichen Händen wird Geld, das auch Drogen-Spuren aufweist 
und Wurst und Brot angefasst. Igitt. 

1. Wer kann das in Basel überprüfen? 

2. Müssen Bäcker-Verkäuferinnen Handschuhe tragen? Gibt es in Basel diese Pflicht? 

3. Müssen Fleisch-Verkäuferinnen Handschuhe tragen? Gibt es diese Pflicht in Basel? 

Eric Weber 

 

24. Schriftliche Anfrage betreffend Gratis SBB-Abo fü r sozial schwache Basler 15.5098.01 
 

In vielen Orten der Schweiz gibt es die Möglichkeit, dass Leute, die nicht viel Geld haben, kostenfrei bei der 
Gemeindeverwaltung eine Tageskarte für die SBB abholen können. Es ist bekannt, dass dazu keine grosse Werbung 
gemacht wird. Aber es sind Abos der SBB, die übertragbar sind. Wenn sie nicht genutzt sind, kann jeder (der wenig 
Geld hat), dies nutzen. 

Auch mir fehlen die nötigen Infos. Daher meine Frage an die Regierung: 

1. Wer hat Anspruch auf solche Gratis-Fahrten bei der SBB? 

2. Wo bekommt man in Basel, bei welcher Stelle (bitte genaue Anschriften und Ansprechpartner nennen) solche 
Gratis-Tickets? 

3. Wenn es das in Basel nicht gibt, könnte sich Basel vorstellen, dass dies eingeführt wird? 

Eric Weber 

 

25. Schriftliche Anfrage betreffend warum gibt es di e Jahreschronik nicht mehr 
kostenfrei 

15.5099.01 
 

Früher bekam ich als Grossrat jedes Jahr die Jahreschronik vom Kanton Basel gratis. Es ist selbstverständlich, dass 
Parlamentarier das erhalten. 

Die Jahreschronik lag immer im Vorzimmer des Grossrats-Saales. 

1. Warum bekommen die Grossräte nicht mehr automatisch kostenfrei das Basler Stadtbuch? 

2. Kann die Regierung bitte dafür sorgen, dass die Regierung halt pro Jahr 60 bis 80 Bücher kauft, für die 
Grossräte, die ein solches Buch wollen? 

3. Es fällt immer mehr auf, dass Grossräte nur noch Bürger zweiter Klasse sind, aber sich die Regierung immer 
weiter nach oben entfernt und sich wie die Akt im Walde benimmt. Warum macht die Regierung an Gäste und 
Fremde Gastgeschenke mit Büchern über Basel – aber der eigene Grossrat bekommt nicht mal das Basler 
Stadtbuch von der Regierung spendiert? 

Eric Weber 

 

26. Schriftliche Anfrage betreffend Flüchtlinge als Chance für wen 15.5100.01 
 

Kein Tag vergeht in der Pressewelt ohne Meldungen über den Themenkomplex "demographischer Wandel" oder 
besser, die Vergreisung unseres Volkes, die sich dadurch auszeichnet, dass es immer weniger Basler Kinder gibt. 

Leider werden die Themen nicht aus dem Blickwinkel des Volkes betrachtet, sondern aus ideologischer bzw. 
wirtschaftlicher Sicht. Das hat schwerwiegende Folgen für die Gesamtpolitik und die öffentliche Meinungsbildung. 

Statt eine Lanze für tiefgreifende Massnahmen zur Förderung heimischer Familien zu brechen, schwadroniert die 
Tageswoche von Neuankömmlingen aus aller Herrenländer, welche es gefälligst zu integrieren gelte, anstatt sie in 
Sammelunterkünfte zu stecken.  

So wie hier Asylsuchende ihrer Heimat beraubt wurden, werden unsere jungen Menschen auch der Heimat beraubt. 
Freilich ohne Waffen, aber dennoch: Perspektivlosigkeit, Angst vor einem Leben in Armut, wenn man eine Familie 
gründet aber auch der interkulturelle Druck auf die eigene Identität entfremden die Basler zusehnds ihrer Heimat. 

Wer sich für die  Menschenrechte einsetzen möchte, der sollte dies zuerst auf Grundlage der eigenen Identität 
machen. In Basel hätten wir damit genug zu tun. Doch wollen das die Herrschenden überhaupt. 

1. Sind Flüchtlinge in Basel eine Chance für die einheimische Bevölkerung? 

2. Wie haben sich die Flüchtlingszahlen in den letzten Monaten entwickelt? 

3. Aus welchen Ländern kommen die Asylanten? 

Eric Weber 
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27. Schriftliche Anfrage betreffend erleichterte Stel lensuche für Sozialhilfe-Empfänger 15.5101.01 
 

Es ist manchmal nicht schlecht, wenn man einen Blick über den Tellerrand wirft. So kann man dann sehen, dass es 
auch in Basel Verbesserungsmöglichkeiten gibt. 

Ein Hartz 4-Empfänger in Lörrach kann für seine Arbeits-Bewerbungen alle Kosten vom Jobcenter zurück 
bekommen. Dazu zählen z.B. Briefmarken, Briefumschläge, Papier und Bewerbungsfotos. Auch werden alle 
Reisekosten zu einem Vorstellungsgespräch bezahlt, wie die Bahnfahrt. Wenn eine Bewerbung in Berlin ist, dann 
wird z.B. Lörrach – Berlin – Lörrach bezahlt. Und wenn sogar übernachtet werden muss, da man es an einem Tag 
zeitlich nicht schafft, wird auch eine günstige Übernachtung bezahlt. 

Viele Sozialhilfe-Empfänger bewerben sich in Basel nur für Stellen in Basel, da man ja die hohen Reisekosten selbst 
bezahlen muss. Wäre aber eine Stelle in Zürich, Genf oder in Frankfurt interessant, dann wird keine Bewerbung 
gemacht. Das ist sehr schade. Denn so kann man sich z.B. aktiv nur auf 10% der Stellen bewerben, obwohl es in 
anderen Städten und Regionen noch viel mehr Arbeiten geben würde. Der Vorteil für die Sozialhilfe wäre dann auch, 
dass man mehr Klienten hätte, die sich schnell von der Sozialhilfe ablösen. 

1. Besteht in Basel die Möglichkeit, dass man Sozialhilfe-Empfängern die Reisekosten bezahlen kann, wenn 
diese ausserhalb von Basel ein wichtiges Vorstellungsgespräch haben? 

2. Wie könnte man diese Situation in Basel verbessern? Hat man eine Vorstellung im Tessin, so fallen schon 
einmal über 200 Franken an Reisekosten an. Hat man eine Vorstellung in Berlin, so fallen schon einmal über 
300 Franken an Reisekosten an. Wie kann hier bitte nach einer Lösung gefunden werden? 

Eric Weber 

 

 

28. Schriftliche Anfrage betreffend Stadtwache in Bas el 15.5102.01 
 

Streife statt Büro: In vielen deutschen Grenzstädten zwischen Deutschland und Polen patrouillieren 
Rathausmitarbeiter mit gelben Westen. Sie sollen das Sicherheitsgefühl der Bewohner erhöhen – und Diebe 
abschrecken. 

1. Kann man Verwaltungsmitarbeiter in solche Tätigkeiten einbeziehen? 

2. Gibt es in Basel schon private Bürgerwehren, die mit der offiziellen Polizei kooperieren? 

3. Wie sieht es mit einer möglichen Stadtwache in Basel aus? 

Eric Weber 

 

 

29. Schriftliche Anfrage betreffend wie hoch darf de r Feinstaub in Basel sein 15.5103.01 
 

Basel gehört schweizweit zu den Städten, die am stärksten durch Feinstaub belastet sind.  

1. An wievielen Tagen wurde der Grenzwert in den letzten Monaten überschritten? 

2. Eine EU-Richtlinie erlaubt maximal 35 Tage, an denen der Feinstaub-Grenzwert bei mehr als 50 Mikrogramm 
liegt. 

3. Was unternimmt Basel gegen Feinstaub? Wie ist die Lage in Basel zu beurteilen? 

Eric Weber 

 

 

30. Schriftliche Anfrage betreffend soll der Islam ö ffentlich-rechtlich anerkannt werden  15.5104.01 
 

Seit einigen Jahren suchen muslimische Gemeinschaften in mehreren Kantonen nach Wegen, durch die Behörden 
anerkannt oder gar den Landeskirchen rechtlich gleichgestellt zu werden. 

Nachdem im Frühjahr 2014 ein von den beiden grössten Schweizer Muslimverbänden (KIOS und FIDS) in Auftrag 
gegebenes Rechtsgutachten der Uni Luzern der Öffentlichkeit vorgestellt wurde, drängen regionale Muslimverbände 
nun noch stärker auf rechtliche Anerkennung durch die Kantone. 

In Basel-Stadt sind sie diesem Ziel am nächsten, da hier bereits eine gesetzliche Grundlage zur Anerkennung 
weiterer Religionsgemeinschaften existiert und 2012 den Aleviten erstmals in der Schweiz eine nicht-christliche und 
nicht-jüdische Religionsgemeinschaft anerkannt wurde. Schon mit der kurzfristig angestrebten einfachen öffentlichen 
Anerkennung könnten diesen Verbänden Rechte verliehen werden wie der Erhalt von Einwohnerdaten, spezielle 
Begräbnisplätze, Zugang zum Religionsunterricht an den Schulen oder zur Seelsorge in den Spitälern sowie das 
Recht auf eine Vertretung in den Räten des öffentlich-rechtlichen Rundfunks. Dabei ist es nur eine Frage der Zeit, bis 
auch die Muslime im Baselbiet oder anderen Kantonen ähnliche Forderungen stellen. 

1. Wer alles kann in Basel Einwohnerdaten erhalten? Bekommen dies auch Religionsgemeinschaften? 
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2. Soll der Islam öffentlich-rechtlich anerkannt werden? 

3. Wie sieht es mit weiteren speziellen Begräbnisplätzen aus? 

4. Bekommen Türken ihren eigenen Religionsunterricht? 

Eric Weber 

 

 

31. Schriftliche Anfrage betreffend leere weisse Seit e in der Zeitung Basel 55 15.5105.01 
 

In der Ausgabe 2/2014, Basel 55 Plus, ist die letzte Seite ganz weiss. Auf der letzten Seite steht nur das Impressum. 

1. Was ist hier passiert? 

2. Findet die Regierung nicht auch, dass man solchen Platz nicht verschenken sollte? 

Eric Weber 

 

 

32. Schriftliche Anfrage betreffend wie gehe ich jet zt mit meiner Angst um 15.5106.01 
 

Angstforscher Borwin Bandelow: "Man muss sich bewusst sein, dass die Chance, morgen durch einen Anschlag zu 
sterben, sehr gering ist. Neue und unbeherrschbare Gefahren werden aber häufig subjektiv beängstigend 
eingeschätzt. Diese Angst lässt aber nach einigen Wochen nach. Menschen gewöhnen sich an das Gefühl. Man 
muss die Angst aushalten und darauf vertrauen, dass sie wieder abbebbt. Menschen haben Fantasien und Bilder vor 
Augen, die man ihnen nicht nehmen kann. Xenophobie oder zu Deutsch Fremdenfeindlichkeit hat jeder: Sieht 
jemand anders aus als ich, werde ich misstrauisch und skeptisch." Das steht in der grössten Tageszeitung Europas, 
der Bild geschrieben. Dort war ich festangestellter Reporter. Was in Bild steht, das zählt. Bild Dir Deine Meinung. Bild 
eben. 

Der Forscher sagt, Fremdenfeindlichkeit ist ganz was normales. 

1. Wie sieht die Regierung die Fremdenfeindlichkeit? 

2. Was ist für die Regierung konkret Fremdenhass? 

3. Ist die VA eine fremdenfeindliche Partei? Nur weil sie auf die Gefahren der Probleme aufmerksam macht. 

Eric Weber 

 

 

33. Schriftliche Anfrage betreffend was macht die Ba sler Integrations-Beauftragte 15.5107.01 
 

Verkraftet unser Rechtssystem terroristische Attacken oder brauchen wir neue Regeln? Der Zukunftsforscher 
Professor Dr. Horst Opaschowski (74) ist davon überzeugt. Er sagt: "Es ist letztendlich eine Frage der Kontinuität und 
Verlässlichkeit. Eine Gesellschaft, die sich wie in Deutschland auf ein Rechtssystem stützt, kann terroristische 
Attacken verkraften, wenn allen – auch Flüchtlingen und Asylbewerbern – unser Lebensstil und unsere Regeln des 
Umgangs miteinander verständlich vermittelt werden. Je mehr unterschiedliche Kulturen in einer Gesellschaft 
aufeinandertreffen, desto klarer müssen auch die Regeln sein. Das schafft Sicherheit, Zusammenhalt und soziale 
Geborgenheit für alle Bürger." Genau das sollte unsere Nicole von Jacobs, Integrationsbeauftragte BS, vermitteln. 

1. Kann sich Frau Jacobs mit den Aussagen von Horst Opaschowski einverstanden erklären? 

2. Was will die Basler Integrations-Chefin den Ausländern konkret vermitteln? 

3. Was will die Basler Intergrations-Chefin den Schweizern konkret vermitteln? 

4. Warum wurde der Leserbrief von Eric Weber nie in der Integrationszeitung Mix abgedruckt? Aber von SP-
Leuten kommt alles. Das ist mehr als unfair. 

Eric Weber 

 

 

34. Schriftliche Anfrage betreffend warum wird der B asler Weihnachtsmarkt 
umbenannt 

15.5108.01 
 

In vielen Texten habe ich in Basel nur noch vom Basler Wintermarkt gelesen. Aber nicht mehr vom Basler 
Weihnachtsmarkt. 

Wurde der Basler Weihnachtsmarkt tatsächlich in Basler Wintermarkt umbenannt? 

Eric Weber 
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35. Schriftliche Anfrage betreffend Probleme mit den 50'000 Grenzgängern in Basel 15.5109.01 
 

Der Schweizer Botschafter in Berlin, Tim Guldimann, sagt in der CSU-Zeitung Bayernkurier vom 20. Dezember 2014 
folgendes: "Die Pendler aus Italien belasten die Verkehrswege und konkurrenzieren auf dem Arbeitsmarkt die 
Tessiner. Das hat dort Auswirkungen auf das Lohnniveau." 

1. Wieviele Pendler kommen täglich nach Basel-Stadt? 

2. Haben die Pendler Auswirkungen auf das Basler Lohnniveau? 

3. Wie kann man die Schweizer vor den Elässern und den Süddeutschen schützen? 

4. Wie ist es mit den Verkehrswegen in Basel? Sind diese durch die Grenzgänger stark belastet? Es sei nur 
erinnert, dass in Genf eine rechte Splittergruppe rund 20% bei den letzten Kantonsratswahlen machte. Mit nur 
einem Thema: Dem Kampf gegen die Grenzgänger. Das hat in Basel noch niemand angesprochen. Daher 
spreche ich es jetzt auch an und hoffe, auf 20 Prozent am 23. Oktober 2016 zu kommen und auch einen Sitz 
in der Regierung, bei Euch meinen lieben Freunden, zu ergattern. Zieht Euch schon mal warm an. Danke. 

Eric Weber 

 

 

36. Schriftliche Anfrage betreffend gibt es Wirtscha ftsförderung in Basel 15.5110.01 
 

Als Wirtschaftsförderung bezeichnet man die von öffentlichen Organen betriebenen Anstrengungen in Form von 
materieller oder finanzieller Unterstützung, die Wirtschaft in einer bestimmten Region zu beleben. Bei erfolgreicher 
Förderung amortisieren sich die Fördermassnahmen durch Beschäftigungszuwachs, Steuermehreinnahmen und 
Attraktivitätsgewinn des Standorts. 

1. Gibt es Wirtschaftsförderung in Basel? 

2. Was und wer alles wird vom Kanton kostenfrei gefördert? Ich bitte hier um eine genaue Auflistung. Danke. 

Eric Weber 

 

 

37. Schriftliche Anfrage betreffend wie viel Geld wu rde an den Linken Claude 
Longchamp bezahlt 

15.5111.01 
 

In der Basler Zeitung vom 2. Januar steht bei den Leserbriefen: "Warum beauftragt Guy Morin den Politologen 
Claude Longchamp für 40'000 Franken zu analysieren, warum die Wahlergebnisse betreffend Basel Ost nicht seinen 
Vorstellungen und Wünschen entsprachen? 

1. Stimmt es, dass Claude Longchamp 40'000 Franken bekommen hat? Wenn ja, für was war dieses Geld? 

2. Wieviel Geld hat Longchamp bis heute bekommen? Von Basel. 

3. Ist es der Regierung bewusst, dass Longchamp ein Linker ist? 

4. Longchamp ist doch tätig für die Uni. Warum bekommt er dann noch Zusatzgelder von Basel? 

Eric Weber 

 

 

38. Schriftliche Anfrage betreffend Wohnung von mutm asslichen IS-Sympathisanten 
in Basel gestürmt 

15.5112.01 
 

Am 30. September 2014 haben rund ein Dutzend bewaffnete Mitarbeiter der Bundeskriminalpolizei die Wohnung 
eines mutmasslichen Sympathisanten der in der Schweiz verbotenen Terrormiliz Islamischer Staat (IS) in Basel 
gestürmt. 

Beim bosnisch-herzegowinischen Staatsbürger wurde islamistisches Propagandamaterial sichergestellt, unter 
anderem eine Flagge des IS. Die Bundesanwaltschaft (BA) führt nun ein Verfahren gegen den 40-jährigen. Er wurde 
einvernommen, ist jedoch auf freiem Fuss. 

1. Befindet sich der IS-Sympathisant weiterhin in Basel wohnhaft? 

2. Warum hat der IS-Sympathisant weiterhin eine Arbeitsstelle beim Kanton Basel-Stadt? Hat der Kanton Angst, 
die Kündigung auszusprechen? 

3. Wird der IS-Sympathisant bitte auch weiterhin überwacht oder nicht? 

4. Gibt es in diesem Fall eine Telefon- und Postkontrolle? 

Eric Weber 
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39. Schriftliche Anfrage betreffend Umfrage vom Pers onalmagazin BS intern 15.5113.01 
 

Mit dem Absender Kanton Basel-Stadt wurde folgendes Schreiben verschickt: 

"Sie gehören zu dem Personenkreis, der regelmässig das Personalmagazin BS intern für die Mitarbeitenden des 
Kantons Basel-Stadt erhält. Nach einigen Jahren möchten wir unsere Adressdatei aktualisieren. Uns interessiert 
darum, ob Sie das BS intern in Zukunft erhalten möchten." Wer nicht antwortet, der wird einfach raus geworfen. 

1. Wie hoch ist die Auflage von BS intern? 

2. Wieviele Antworten kamen auf die Umfrage herein? 

3. Wurde das Rundschreiben auch an alle Kantonsangestellten verschickt? Oder nur an Leute, die nicht beim 
Kanton arbeiten? 

Eric Weber 

 

40. Schriftliche Anfrage betreffend rassistischer Sei ten im Internet 15.5114.01 
 

Die Uni Basel stellt neben jeden Computer folgendes Merkblatt: "Alle in der UB Basel eingeschriebenen Benutzer 
haben Zugang zu den als öffentlich gekennzeichneten Internetstationen während maximal 1 Stunde. Die 
Zugangsdaten sind persönlich und dürfen nicht weitergegeben werden. Die Computerarbeitsplätze stehen 
grundsätzlich nur für die wissenschaftliche resp. universitäre Nutzung zur Verfügung. Die private, nicht-kommerzielle 
Nutzung ist in bescheidenem Rahmen gestattet. Jegliche kommerzielle Nutzung ist verboten. 

Die Benutzer verpflichten sich, die Bestimmungen des Schweizerischen Rechts einzuhalten. Die Verletzung 
urheberrechtlicher, lizenzrechtlicher, datenschutzrechtlicher, zivil- und strafrechtlicher Bestimmungen (insbesondere 
unerlaubtes Kopieren, die Nutzung pornographischer, extremistischer, Gewalt verherrlichender oder rassistischer 
Seiten) kann zivil- und/oder strafrechtliche Konsequenzen haben. UB Information." 

1. Was sind rassistische Seiten? Bitte um zwei Beispiele. Geht es da auch schon um Parteien, die man nicht 
mag? 

2. Ist ein Sex-Club in Basel, der im Internet ist, eine pornographische Seite? 

Eric Weber 

 

41. Schriftliche Anfrage betreffend Demonstrationen in Basel 15.5115.01 
 

Seit Jahren werden in Basel alle Demos genehmigt. Aber die Demo von Grossrat Eric Weber wurde verboten. Da 
muss man daher als Kantons-Parlamentarier schon näher nach fragen. 

Urs Müller wurde x-fach von der Polizei empfangen. Für Info-Gespräche. Grossrat Eric Weber wurde einmal 
empfangen und nie wieder und wurde mit hinterhältigen und hinterlistigen Fragen in die Falle geführt und schach-
matt gesetzt. 

1. Welche Demonstrationen wurden in den Jahren 2000 bis heute in Basel genehmigt? Ich bitte um eine 
Übersicht. Danke. Auch wenn es viel Arbeit macht. Aber die Öffentlichkeit will jetzt mehr wissen. 

2. Warum wurde die Demo von Eric Weber verboten? Warum darf es keine Pegida Basel geben? 

3. Warum wurden in den letzten 20 Monaten keine anderen Demos verboten? 

4. Wieviele Demos wurden in den letzten 15 Jahren erlaubt? 

5. Wieviele Demos wurden in den letzten 15 Jahren verboten? 

Eric Weber 

 

42. Schriftliche Anfrage betreffend warum wird Türke n-Hetze gegen Schweizer noch 
von der Basler Regierung finanziert 

15.5116.01 
 

In der Hetz-Zeitung "Merhaba Basel", Ausgabe Dezember 2014, schreibt der Verleger und "Chef-Redaktor" Mazlum 
Kilinc über uns Schweizer folgendes auf Türkisch und Deutsch: 

"Denn eine erdrückende Mehrheit des Volkes erteilte durch das Referendum diesem rückständigen Pack, den 
Parteien und ihren Mitläufern, die jederzeit die Migranten benutzen, um das Volk ausnutzen und ihre schmutzigen 
Propaganda weiterzutreiben, einen Schlag ins Gesicht." Der Schreibende geifert nur so vor Hass. 

In der gleichen Zeitungs-Ausgabe ist der Kanton Basel-Stadt mit bezahlter Redaktions-Werbung vertreten. Auf Seite 
16 steht: Kanton Basel-Stadt, mit unserem Kantonswappen. Und dann geht es auf zwei vollen Seiten über das 
Mammografie-Screening im Kanton Basel-Stadt. 

1. Warum macht der Kanton Basel-Stadt in einer linksradikalen Zeitung Werbung? 

2. Wie teuer kam die Doppel-Seite für die Ausgabe Merhaba, Dezember 2014? Was wurde dafür bezahlt? 

3. Was denkt der Kanton, wie hoch ist die Auflage von Merhaba Basel? Welche Auflage wurde dem Kanton 
angegeben? 
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4. Wird der Kanton BS auch weiterhin Geld in diese schweizerfeindliche Zeitung pumpen? Wenn das so der Fall 
ist, dann müsste der Kanton auch der ausländerfeindlichen Zeitung von Eric Weber mit Geld helfen. Oder wo 
ist hier die Rechtsgleicheit? 

Eric Weber 

 

43. Schriftliche Anfrage betreffend warum hat die Ba sler Regierung Angst vor 
Moslems 

15.5117.01 
 

Im Januar, an einem Montag, musste die geplante Pegida-Demo in Dresden aus Sicherheitsgründen abgesagt 
werden. Der Grund waren Drohungen islamistischer Extremisten gegen Lutz Bachmann, den Organisator der 
Kundgebungen. Dies zeigt, wie sehr sich das Klima in Europa seit den Terroranschlägen in Frankreich verändert hat. 

Plötzlich scheint es in Europa nicht mehr erlaubt zu sein, Kritik am Radikal-Islam oder an islamischen 
Parallelgesellschaften zu formulieren. 

1. Warum wurde die Basler Pegida-Demo nicht erlaubt? 

2. Warum werden aber fast zeitglich 55 Aussenminister in Basel beschützt? 

3. Hat die Basler Regierung Angst vor Moslems? Oder warum ist es nicht mehr in Basel erlaubt, Kritik am 
Radikal-Islam zu formulieren? 

Eric Weber 

 

44. Schriftliche Anfrage betreffend Pegida Basel und Eric Weber 15.5118.01 
 

Es sollte legitim sein, äussern zu dürfen, dass man keine Parallelgesellschaften wie im Kleinbasel in seinem Umfeld 
möchte. Wenn es bereits eingetreten ist, ist es zu spät. 

Assimilation und die Voraussetzung der deutschen Sprache für seine Landsleute in Basel wird vom türkischen 
Präsidenten Recep Tayyip Erdogan als Verstoss gegen die Menschenrechte bezeichnet. Er fordert im deutsch-
sprachigen Raum türkische Gymnasien und Universitäten. Aber den Kurden im eigenen Land verbietet er 
muttersprachlichen Unterricht an Schulen und Unis. 

Praktikable Asylgesetze widersprechen keinesfalls einer Weltoffenheit, genauso wenig wie kontrollierte Zuwanderung 
kein Rassismus und rechtes Gedankengut ist. Pegida und Basel sind keine Schande. Die Schande sind die Ignoranz 
und Unfähigkeit von Politik und der Medien, sich mit diesem Thema auseinanderzusetzen und endlich an Lösungen 
zu arbeiten. 

Niedrige Wahlbeteiligung. Die Politik ist der Meinung, der Wähler versteht ihre Ziele nicht und ist desinteressiert. 
Tatsache ist, dass der Wähler eingesehen hat, durch Wahlen nichts zu ändern und dass die Angebote der 
Altparteien sich kaum noch differenzieren und immer seltener den Wünschen der Bürger entsprechen.  

1. Wie steht die Regierung zu Pegida allgemein? 

2. Wie steht die Regierung zu Pegida Basel? 

Eric Weber 

 

45. Schriftliche Anfrage betreffend Basler Schnäppch enjagd in Deutschland und im 
Elsass 

15.5119.01 
 

Das Basler Stücki Einkaufszentrum wird Ende 2015 zumachen, da zu wenige Kunden vorhanden sind. Das ist ein 
Alarm-Signal höchster Rangordnung. 

Ob die Schnäppchenjagd in Deutschland zu einem Ladensterben in Basel führt, hängt wohl vor allem von der 
weiteren Entwicklung des Wechselkurses ab. Bleibt der Franken noch längere Zeit so hart wie jetzt, dürfte so 
manchem Basler Einzelhändler die Luft ausgehen. Vieles hängt davon ab, wie lange der Ansturm auf die Geschäfte 
der deutschen Seite noch dauert.  

1. Wie kann die Regierung verhindern, dass in Basel immer mehr Geschäfte sterben? 

2. Kann man den Basler den Einkaufs-Tourismus nach Deutschland verbieten? 

3. Die Basler (nicht aber Eric Weber) mögen ja nicht die Deutschen. Warum fahren Sie denn in Massen über die 
Grenzen? Spielt Italien – Deutschland, sind die Schweizer für Italien. Spielt Russland – Deutschland, sind die 
Schweizer für Russland. Sauberes Deutsch darf man im Basler Gymnasium und im Parlament nicht sprechen. 
Schande auf die Basler. Schande auf das Basler Haupt. 

Eric Weber 
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46. Schriftliche Anfrage betreffend Sondersteuer für Grenzgänger 15.5120.01 
 

Wegen dem abgestürzten Euro-Kurs verdienen die deutschen und französischen Grenzgänger in Basel plötzlich 
sagenhafte 20% mehr Lohn beim Umtausch des Schweizer Franken-Lohnss in europäische Euros. Dieser 
Lohnsprung dürfte eine regelrechte neue Schwemme an Grenzgängern bringen, die in Basel arbeiten möchten. 
Deswegen würden und werden dann die Arbeitslosen-Zahlen bei uns hochschnellen und viele arbeitswillige 
Mitbürger in eine Notlage bringen.  

Ich schlage deshalb vor, dass per sofort und befristet die Löhne der Grenzgänger mit einer vom Arbeitgeber zu 
erhebenden sog. 10%igen Ausgleichssteuer belastet werden. Die grosse Summe, die so zusammen kommt, sollte für 
Hilfszahlungen und Unterstützung an arbeitslos gewordene hiesige Mitbürger verwendet werden und die 
Sozialhilfekosten verringern, meint ein besorgter Grossrat. 

1. Was hält die Regierung davon, dass die Löhne der Grenzgänger mit einer Ausgleichssteuer von 10% 
"belastet" werden? 

2. Wie sieht die Regierung die ganze Problematik, dass 1 Franken nun 1 Euro ist? 

3. Wie können die Geschäfte in Basel geschützt werden? Schon die Hälfte der Stadtbevölkerung kauft in Weil 
am Rhein ein. 

Eric Weber 

 

47. Schriftliche Anfrage betreffend wie kommt man in  die geheime Stadt von Basel 15.5121.01 
 

Obwohl Grossrat und Journalist seit 10 Jahren habe ich umfangreiche Anläufe unternommen. Aber jedes Mal laufe 
ich in das Leere. Die Pressestelle von Novartis sagte mir schon oft, man meldet sich zurück. Aber das ist eine Lüge. 
Es gab in zehn Jahren keine einzige Rückmeldung. 

In Basel gibt es eine geheime Stadt. Novartis Campus. 

Wir sind der Grosse Rat von Basel. Wir müssen die Stadt in Kontrolle halten. Wir müssen auch die Regierung in 
Kontrolle halten. So steht es im Gesetz. Parlament und Regierung sollten zusammen arbeiten. 

1. Kann der Regierungsrat organisieren, dass die Regierung und die Parlamentarier zusammen einmal Novartis 
Campus sehen können? 

2. Wie kann Grossrat und Präsident Eric Weber einmal Novartis Campus besichtigen? 

3. Es ist doch merkwürdig, dass Linke und Eric Weber bei Novartis Campus scheinbar nicht willkommen sind? 

4. Gibt es weitere Bedrohungen und Sachbeschädigungen gegen Novartis? 

5. Werden die Spitzenleute von Novartis weiterhin kostenfrei von der Basler Polizei beschützt? 

6. Wie hoch sind die Kosten, die die Polizei mit Personenschutz für Novartis-Manager hat? 

Eric Weber 

 

48. Schriftliche Anfrage betreffend Tag der offenen Tür bei der Basler Regierung 15.5122.01 
 

Jedes Jahr öffnet "Mutti Merkel" die Türen des Bundeskanzleramtes und der anderen Ministerien in Berlin und Bonn. 
Und das jährlich. Die Regierung zeigt sich dem Volk. Die Regierung will nicht versteckt arbeiten. 

1. Kann sich der Regierungsrat vorstellen, dass man auch in Basel einen Tag der offenen Tür macht? Z.B. kann 
jedes Jahr ein anderes Ministerium öffnen? 

2. Der Tag der offenen Tür beim Grossen Rat, im letzten Jahr, war ja ein voller Erfolg. Angeblich wollten 40'000 
Menschen das Rathaus sehen. Was man mit dem Parlament machte, kann man doch auch mit der Regierung 
machen? 

Eric Weber 

 

49. Schriftliche Anfrage betreffend Arbeit für Gross rat Eric Weber 15.5123.01 
 

Ich habe mich für zahlreiche Staatsstellen beim Kanton Basel-Stadt beworben. Aber ich bekam immer Absagen. Weil 
ich Grossrat Eric Weber bin. Meine Zeugnisse und Arbeitsproben als Journalist können noch so gut sein, ich habe 
keine Chance. 

Kann man beim Kanton Basel-Stadt eine Arbeitsstelle für Grossrat Eric Weber schaffen? 

Eric Weber 

 


